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Ergebnisprotokoll der Mitgliederversammlung  
des bbk berlin am 30. November 2016

glieder Heidi Sill, Maria Linares, 
Jörg Bürkle, Herbert Mondry sowie 
der Geschäftsführer des bbk berlin, 
Bernhard Kotowski, angehörten. Die 
Beratungen wurden von dem Rechts-
anwalt und Notar Arnd Böken beglei-
tet, der als Gast anwesend ist und die 
Diskussionsvorlage erläutert. Der 
vorliegende Antrag für eine Sat-
zungsänderung stellt damit bereits 
einen Kompromiss dar. Deshalb bit-
tet die VL die Anwesenden, die Dis-
kussion des Antrags vor allem auf die 
von der Arbeitsgruppe vorgelegten 
Alternativen einzelner Punkte zu 
konzentrieren. Der zusätzlich vorlie-
gende Antrag zum Verbandsnamen 
soll nach der Abstimmung des Ent-
wurfes zur Satzungsänderung geson-
dert behandelt werden. Die kurzfri-
stig vor der Sitzung eingereichten 
Änderungsanträge von Ralf Friese 
(Präambel, § 9, § 11) werden in die Be-
ratung des Gesamtantrags integriert. 

Im Versammlungsverlauf werden fol-
gende Punkte diskutiert und abge-
stimmt: 

�� Redaktionelle Überarbeitung:
Zur Steigerung der Lesbarkeit und 
Bearbeitbarkeit der Satzung schlägt 
die VL vor, bei längeren Paragrafen 
Absätze zu bilden und Nummerie-
rungen einzufügen. Der Vorschlag 
wird einstimmig angenommen.

�� Präambel:  Änderungsantrag zur 
Einfügung des Begriffs „Kunstfrei-
heit bzw. Freiheit der Kunst“ in den 
vorliegenden Formulierungsvorschlag 
(Antrag von Ralf Friese). Dem Antrag 
wird entgegen gehalten, dass die 
Kunstfreiheit durch das Grundgesetz 
garantiert ist. Der Änderungsantrag 
wird mit 19 Nein-Stimmen und 10 
Enthaltungen bei 17 Ja-Stimmen 
abgelehnt. 

�� § 4 Mitgliedschaft:  Von der 
Satzungs-AG liegt eine Formulie-
rungserweiterung hinsichtlich der 
Mitgliedschaft von Beschäftigten des 
bbk berlin und seiner Gesellschaften 
vor. Nach der bisherigen Satzung 
ruhen die Mitgliedsrechte von 
Beschäftigten. Für die Beibehaltung 
der bisherigen Formulierungen wer-

Ort:  Köthener Straße 44, 10963 Berlin
(Veranstaltungssaal Erdgeschoss)
 
Sitzungsbeginn:  18.20 Uhr
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Anwesende: 53 stimmberechtigte 
Mitglieder des bbk berlin 
(zu Sitzungsbeginn)
Versammlungsleitung:   
Max Müllner
Protokoll:  Martin Schönfeld

Top 1  Eröffnung und Begrü-
ßung: Die Vorsitzende des bbk ber-
lin, Heidi Sill, begrüßt die anwe-
senden Künstlerinnen und Künstler 
herzlich und leitet in das Hauptthe-
ma der Versammlung ein. Die Mit-
gliederversammlung April 2016 hat 
eine Arbeitsgruppe zur Überarbei-
tung der Satzung des bbk berlin ein-
gesetzt. Die Arbeitsgruppe hat den 
Entwurf einer Satzungsänderung 
mit dem Mitgliederrundbrief No-
vember 2016 vorgelegt. Der Entwurf 
zur Satzungsänderung ist im Rah-
men der Versammlung zu diskutie-
ren und abzustimmen.

Top 2  Wahl einer Versamm-
lungsleitung sowie der Proto-
kollführung: Max Müllner (Ver-
sammlungsleitung) und Martin 
Schönfeld (Protokoll) werden vorge-
schlagen und ohne Gegenstimme ge-
wählt. 

Top 3  Feststellung der Be-
schlussfähigkeit nach § 9 der 
geltenden Satzung: Die Versamm-
lungsleitung (VL) erläutert, dass zur 
Beschlussfähigkeit die Anwesenheit 
von mindestens 5 Prozent der Mit-
glieder notwendig ist. Sind weniger 
Mitglieder anwesend, ist die Be-
schlussfähigkeit dennoch gegeben, 
solange die Beschlüsse nicht inner-
halb eines Monats nach deren Veröf-
fentlichung angezweifelt werden. 
Satzungsändernde Beschlüsse erfor-
dern eine Zweidrittelmehrheit der 
Anwesenden. 

Top 4  Satzungsändernde An-
träge: Die VL führt in den Entwurf 
für die Satzungsänderung des bbk 
berlin e.V. ein. Dieser wurde von eine 
Arbeitsgruppe erstellt, der die Mit-

den mögliche Interessenskonflikte 
vorgebracht. Dagegen spricht, dass 
Mitgliedern nicht die ausübenden 
Rechte von Rederecht und Stimm-
recht genommen werden können und 
dieser Passus rechtlich angreifbar ist. 
Der erweiternde Formulierungsvor-
schlag der Satzungs-AG wird mit 45 
Ja-Stimmen gegen 3 Nein-Stimmen 
und 4 Enthaltungen angenommen. 

�� § 9 Auskunftsrecht:  Ein Ände-
rungsantrag (Ralf Friese) zum Vor-
schlag der Satzungs-AG formuliert, 
dass der „Vorstand unterliegt konti-
nuierlich der uneingeschränkten Re-
chenschafts- und Informationspflicht 
gegenüber der Mitgliederversamm-
lung“. In der Diskussion werden 
gegen den Änderungsantrag Fragen 
der Durchführbarkeit vorgebracht. 
Daraufhin zieht der Antragsteller 
seinen Antrag zurück. 

�� § 11 Abs. 1, Vorstand:  Zur Ver-
bandsleitung durch den Vorstand 
legt die Satzungs-AG zwei Alterna-
tiven vor: Das Modell einer „Doppel-
spitze“, bestehend aus zwei Sprecher/
innen und fünf weiteren Mitgliedern, 
und das Modell einer Sprecherin/ 
eines Sprechers sowie zwei Stellver-
treter/innen und vier weiteren Mit-
gliedern. Für die „Doppelspitze“ wird 
eine bessere Arbeitsverteilung inner-
halb des Vorstandes und eine brei-
tere Aktivierung der Vorstandsmit-
glieder vorgebracht. Gegen eine 
„Doppelspitze“ wird eine deutlichere 
Außerdarstellung des Verbandes in 
der Person einer Sprecherin/eines 
Sprechers und eine effizientere 
Arbeitsorganisation eingewendet. 
Zur Frage der Außendarstellung wird 
formuliert, dass die Form der „Dop-
pelspitze“ in vielen politischen und 
gesellschaftlichen Bereichen einge-
führt ist. Weiter wird gesagt, dass die 
vielen aktuellen kunstpolitischen 
Aufgaben des Verbandes erst mit 
einer „Doppelspitze“ bewältigt wer-
den können. 

In der Abstimmung votiert die Ver-
sammlung für das Zweisprechermo-
dell/Doppelspitze mit deutlicher 
Mehrheit von 37 Ja-Stimmen gegen  
7 Nein-Stimmen bei 4 Enthaltungen. 
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�� § 11 Abs. 2, Willenserklärung:  
Auf der Grundlage der Entscheidung 
für das Zweisprechermodell (§ 11, 
Abs. 1) wird der erste Formulierungs-
vorschlag zur Anwendung gebracht 
(„Der Verein wird nach außen durch 
eine Sprecherin/eines Sprechers so-
wie ein weiteres Vorstandsmitglied 
vertreten. Ist eine Willenserklärung 
gegenüber dem Verein abzugeben, so 
genügt die Abgabe gegenüber einem 
Vorstandsmitglied.“).

�� § 11 Abs. 6, Aufwandsent-
schädigung:  Die von der Satzungs-
AG vorgeschlagenen Formulierungs-
alternativen beruhen darin, ob die 
Mitgliederversammlung über etwaige 
Aufwandsentschädigungen und Ver-
gütungen von Vorstandsmitgliedern 
befindet oder ob diese Entscheidung 
einem gesonderten Ausschuss über-
tragen werden kann. In der Ausspra-
che wird für Transparenz in dieser 
Frage gegenüber der Mitgliedschaft 
plädiert. Demgegenüber würde ein 
gesonderter Ausschuss den Eindruck 
der Intransparenz erwecken. 
Der Formulierungsvorschlag über 
die Möglichkeit der Einsetzung eines 
Ausschusses wird bei 18 Ja-Stim-
men, 22 Nein-Stimmen und 3 Ent-
haltungen mehrheitlich abgelehnt. 
Damit befindet ausschließlich die 
Mitgliederversammlung über etwaige 
Aufwandsentschädigungen für Vor-
standsmitglieder. 

�� § 11 Abs. 7, Vertrauliche An-
gaben:  Ein Änderungsantrag (Ralf 
Friese) zum Formulierungsvorschlag 
der Satzungs-AG beschränkt die Ver-
traulichkeit auf personenbezogene 
Daten. In der Abstimmung entschei-
det sich die Versammlung einstim-
mig bei einer Enthaltung für den 
Formulierungsvorschlag der Sat-
zungs-AG. 

�� § 12 Geschäftsführung:  Zum 
Vorschlag der Satzungs-AG liegt alter-
nativ ein Änderungsantrag (Heidi 
Sill) vor, der die Möglichkeit der Ein-
setzung von mehreren Geschäftsfüh-
rer/innen eröffnet. Die Abstimmung 
erfolgt über den Änderungs-antrag, 
der mit 37 Ja-Stimmen bei  
1 Nein-Stimme und 2 Enthaltungen 
mehrheitlich angenommen wird. 

�� Schluss-Abstimmung über 
die Gesamt-Satzung: 
Zur Abstimmung über den Gesamt-
vorschlag einer Satzungsänderung 

wird der Antrag gestellt, die Abstim-
mung offen per Handzeichen durch-
zuführen. Der Antrag über das  
Abstimmungsverfahren wird ein-
stimmig, bei einer Enthaltung, ange-
nommen. 
In offener Abstimmung spricht sich 
die Versammlung mit 42 Ja-Stim-
men einstimmig (ohne Nein-Stimme 
und ohne Enthaltung) für die An-
nahme der Satzungsänderung aus.

Top 5 Satzungsändernde Anträ-
ge – redaktionelle Bearbeitung 
zur Geschlechtergerechtigkeit: 
Zur redaktionellen Bearbeitung der 
Satzung wird vorgeschlagen, die Sat-
zung durchgängig geschlechterge-
recht zu formulieren. Zur männlichen 
Form ist die weibliche Form hinzu-
zufügen. 
Für den Antrag spricht sich die Ver-
sammlung mit 22 Ja-Stimmen,  
2 Nein-Stimmen und 6 Enthaltungen 
mehrheitlich aus. 

Top 6  Satzungsändernde Anträ-
ge – Ergänzung des Verbands-
namens durch den Asterisk-
Stern: María Linares stellt den An-
trag, den Verbandsnamen durch die 
Einfügung des Asterisk-Sterns zu er-
gänzen. Mit der Schreibweise 
Künstler*innen soll ausgedrückt 
werden, dass der Verband sich gegen-
über allen Künstlerinnen und Künst-
lern und deren Selbstbestimmungen 
hin öffnet. In der dazu kontrovers ge-
führten Debatte wird für den Vor-
schlag vorgebracht, dass dieser ein 
Zeichen von Offenheit setze und kon-
servativem Populismus entgegen 
trete. Er entspreche auch dem gesell-
schaftspolitischen Engagement des 
Verbandes für eine Einkommensge-
rechtigkeit zwischen Künstlerinnen 
und Künstlern. Darüber hinaus mar-
kiere der Asterisk-Stern auch eine 
Unterscheidung zum Bundesverband 
Bildender Künstlerinnen und Künst-
ler. Gegen den Änderungsantrag 
wird eingewendet, dass diese Form 
international nicht eingeführt und 
deshalb erklärungsbedürftig sei. 
Auch wird gemeint, dass das Erschei-
nungsbild des Verbandsnamens da-
mit seine Prägnanz verliere. 

In der Abstimmung spricht sich die 
Versammlung mit 2/3 Mehrheit von 
16 Ja-Stimmen zu 8 Nein-Stimmen 
und 3 Enthaltungen für den Ände-
rungsantrag zum Verbandsnamen 
aus. 

Top 7  Beschluss über Aufwand-
sentschädigung/Vergütung für 
Vorstandsmitglieder: Für die 
Durchführung des Zweisprechermo-
dells legt der Vorstand einen Antrag 
vor, nach dem Vorstandsmitglieder 
eine pauschale Aufwandsentschädi-
gung von monatlich 150 Euro und die 
Sprecher/innen eine pauschale Auf-
wandsentschädigung von monatlich 
285 Euro erhalten können. 
Unter der Maßgabe einer sozialversi-
cherungsrechtlichen Klärung zum 
Ausschluss der Gefahr einer Schein-
selbständigkeit nimmt die Mitglieder-
versammlung des bbk berlin den An-
trag des Vorstandes hinsichtlich einer 
Aufwandsentschädigung für Vor-
standsmitglieder einstimmig mit 18 
Ja-Stimmen bei 5 Enthaltungen an.

Top 8  Beschluss über die Fortset-
zung der Amtstätigkeit des Vor-
standes nach Satzungsänderung:
Mit der beschlossenen Satzungsände-
rung besteht die bisherige Verbands-
leitung mit einer/m Vorsitzende/n 
nicht mehr fort. Zur Fortsetzung der 
Vorstandsarbeit stellt der Vorstand 
des bbk berlin den Antrag, die bishe-
rigen erste und zweite Vorsitzende zu 
den zwei Sprecher/innen des Ver-
bandes zu bestellen. 
Die Mitgliederversammlung des bbk 
berlin nimmt den Antrag über die 
Fortsetzung der Amtstätigkeit des 
Vorstandes nach Satzungsänderung 
einstimmig mit 19 Ja-Stimmen bei 5 
Enthaltungen an. 

Top 9  Verschiedenes: Stellvertre-
tend für den Betriebsrat des Kultur-
werks lädt Klaus-Peter Vellguth die 
Versammlung zu einer Protestveran-
staltung am 6. Dezember 2016 in die 
Druckwerkstatt ein. Mit ihrem Pro-
test untermauern die Beschäftigten 
des Kulturwerks ihre Forderung 
nach Tariflöhnen an den Senat. Der 
Protest und die Veranstaltung wer-
den von ver.di unterstützt. 

Der Versammlungsleiter Max Müllner 
beschließt die Sitzung um 22.31 Uhr. 

Für die Protokollführung: 
Martin Schönfeld

Anlage
Die am 30.11.2016 von der Mitglie-
derversammlung des bbk berlin e.V. 
einstimmig beschlossene Neufas-
sung der Satzung des bbk berlin e.V.:
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Satzung des bbk berlin e.V.
berufsverband bildender künstler*innen berlin

Präambel
Der berufsverband bildender künstler*innen 
berlin ist die unabhängige, demokratische, 
solidarische und transparente Interessen-
vertretung aller bildenden Künstlerinnen 
und Künstler in Berlin. Seine Ziele sind die 
Stärkung der Rechte der Künstlerinnen und 
Künstler, die Verbesserung ihrer Produkti-
onsbedingungen und die Gewährleistung 
ihrer Mitsprache in der Kulturpolitik.

§ 1 Name und Sitz
Der berufsverband bildender künstler*innen 
ist ein eingetragener Verein mit Sitz in Berlin.

§ 2 Zweck und Aufgaben
Zweck des Verbandes ist es, die bildenden Künstle-
rinnen und Künstler zu vertreten und sie unter Aus-
schluss parteipolitischer Ziele beruflich zu fördern. 
Sein Zweck ist nicht auf einen wirtschaftlichen Be-
trieb gerichtet.

Aufgaben des Verbandes sind insbesondere:

�� Unabhängige Vertretung der beruflichen Inte-
ressen der bildenden Künstlerinnen und 
Künstler in der Öffentlichkeit, gegenüber Behör-
den, Institutionen und dem Kunsthandel

�� Verbesserung der Einkommens- und Arbeits-
bedingungen, vor allem durch den Abschluss von 
Tarifverträgen und tarifvertragsähnlichen Ver-
einbarungen

�� Rechtsschutz: für seine Mitglieder nach Maß-
gabe einer Rechtsschutzordnung.

�� Verbesserung der Aus- und Weiterbildung
�� Verbesserung des Urheberrechts und Zusam-

menarbeit mit Verwertungsgesellschaften
�� Förderung und Durchsetzung der für die 

künstlerische Arbeit und Bildungsarbeit notwen-
digen Infrastruktur, auch mithilfe gemeinnüt-
ziger Betriebe, insbesondere von Werkstätten 
wie beispielsweise einer Druck-, einer Bildhauer-, 
einer Medienwerkstatt, von Arbeitsflächen, von 
Kunst-im-öffentlichen-Raum für alle professio-
nellen Künstlerinnen und Künstler

�� Zusammenarbeit mit dem Bundesverband Bil-
dender Künstler und befreundeten Verbänden

�� Demokratisierung sowie Durchsetzung und 
Erweiterung der Mitbestimmung und Mitsprache 
bei allen Betrieben und Einrichtungen im Be-
reich von Kultur und Medien sowie der Künst-
ler/innenförderung.

§ 3 Grundsatz
Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner  
Abstammung, seiner Sprache, seiner Nationalität, 
seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen 
Anschauungen, seiner sexuellen Orientierung 
oder aus rassistischen, genetischen, gesundheits- 
und bevölkerungspolitischen Gründen benachteiligt 
werden. Wer anderen Menschen ihre Menschenwür-
de oder ihr Menschsein abspricht oder mindert, 
oder deren Rechte einschränkt oder solche Ziele ver-
folgt oder Organisationen angehört, die solche Ziele 
verfolgen, kann nicht Mitglied im bbk berlin sein.

§ 4 Mitgliedschaft
Mitglied des Verbandes kann jede bildende Künst-
lerin/ jeder bildende Künstler werden, die/ der die 
Aufnahmekriterien nach § 5 erfüllt. Die Mit-
gliedsrechte von Künstlerinnen und Künst-
lern, die im bbk berlin oder in einer seiner 
Gesellschaften angestellt sind, können nicht 
in Angelegenheiten ausgeübt werden, die 
die Interessen des Mitglieds berühren kön-
nen. Dies gilt nicht für Mitglieder des Vor-
standes.

§ 5 Aufnahme
Aufgenommen werden Berufskünstlerinnen und 
Berufskünstler, die folgende Kriterien erfüllen:

1.	 ein abgeschlossenes Studium in einem bildne-
rischen Fach nachweisen und/ oder
2.	 eine Ausstellung und/ oder Publikationspraxis 
nachweisen oder 
3.	 den Nachweis einer kontinuierlichen, künstle-
rischen Tätigkeit erbringen.

Die Aufnahme in den Verband erfolgt durch eine 
Aufnahmekommission, der Künstlerinnen und 
Künstler verschiedener Fachgruppen angehö-
ren sollten. Ihr obliegt die Prüfung der eingereich-
ten Unterlagen. Mitglied ist, wer die Bestätigung 
seiner Aufnahme erhalten und die Aufnahmege-
bühr bezahlt hat.

§ 6 Erlöschen der Mitgliedschaft
Die Mitgliedschaft endet: 

1.	 durch den Tod, 
2.	 Durch freiwilligen Austritt. Dieser ist dem 
Vorstand spätestens am 1. Oktober eines Jahres 
schriftlich zu erklären und wird zum Schluss des 
Jahres wirksam;
3.	 durch den Ausschluss. Dieser kann aus wich-
tigen Gründen durch Vorstandsbeschluss ausge-
sprochen werden. Gegen diesen Beschluss steht 
dem Betroffenen Berufung bei der Mitgliederver-
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sammlung offen. Die Berufung ist binnen eines 
Monats nach Empfang des Ausschlussbescheides 
schriftlich einzulegen und an den Vorstand zu 
richten.

Mit dem Austritt oder dem Ausschluss verliert das 
Mitglied sämtliche Rechte, die sich aus der Mit-
gliedschaft ergeben, besonders die Rechte aus dem 
Vereinsvermögen. Mitglieder, die mit ihrem Beitrag 
trotz zweifacher schriftlicher Mahnung länger als 
ein Jahr im Rückstand sind, können aus dem Verein 
ausgeschlossen werden. In jedem Fall verliert das 
Mitglied sein Stimmrecht auf Mitgliederversamm-
lungen. Über den Ausschluss ist das Mitglied 
schriftlich zu informieren. In Notfällen kann auf 
Beschluss des Vorstands einem Mitglied der Bei-
tragsrückstand erlassen werden.

§ 7 Mitgliedsbeitrag
Die Mitglieder zahlen einen Jahresmitgliedsbeitrag, 
der in der Regel zum 31.01. des Jahres fällig wird. 
Die Zahlung von Monats-, Quartals- und Halbjah-
resbeiträgen kann vereinbart werden. In diesem 
Fall sind die Beiträge spätestens zum letzten Werk-
tag des vereinbarten Zeitraums fällig.

Die Höhe des Beitrags beschließt die Mitgliederver-
sammlung und wird dem Mitglied in der Beitritts-
erklärung mitgeteilt. Beschließt die Mitgliederver-
sammlung die Änderung der Beitragshöhe, sind die 
Mitglieder hierüber schriftlich zu informieren.

§ 8 Organe des Verbandes
Die Organe des Verbandes sind:

a)	 die Mitgliederversammlung,
b)	 der Vorstand,
c)	 die Kommissionen.

§ 9 Die Mitgliederversammlung
(1)   Die Mitgliederversammlung ist das 
oberste beschlussfassende Organ des Ver-
bands. Die Mitglieder üben ihre Rechte per-
sönlich aus, Stimmübertragungen sind aus-
geschlossen.

(2)   Die ordentliche Mitgliederversammlung muss 
mindestens einmal jährlich und zwar im ersten Ka-
lendervierteljahr stattfinden. Sie wird vom Vorstand 
unter Bekanntgabe der Tagesordnung schriftlich 
einberufen. Eine Frist von 10  Tagen ist einzuhalten.
 
(3)   Außerordentliche Mitgliederversammlungen 
sind einzuberufen, wenn der Vorstand dies für not-
wendig erachtet oder wenn mindestens 50  Mitglie-
der oder mindestens der 10.  Teil der Mitglieder des 
Verbandes schriftlich Antrag darauf stellt. Die Be-
schlüsse der Mitgliederversammlung werden durch 
Stimmenmehrheit gefasst, soweit das Gesetz 
oder diese Satzung nicht andere Mehr-
heiten verlangen.    

(4)   Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, 
wenn mindestens 5 % der Mitglieder anwesend sind. 
Sind weniger als 5 % der Mitglieder anwesend, so ist 
die Mitgliederversammlung dennoch beschlussfä-
hig, es sei denn, ein Verbandsmitglied zweifelt die 
Beschlussfähigkeit innerhalb eines Monats nach der 
Veröffentlichung der Beschlüsse der Mitgliederver-
sammlung an. Ist die Beschlussfähigkeit fristge-
recht angezweifelt worden, so muss innerhalb zwei-
er Monate eine neue Mitgliederversammlung frist-
gemäß unter Angabe der Tagesordnung einberufen 
werden. Diese Versammlung ist ohne Rücksicht auf 
die Zahl der Teilnehmer beschlussfähig. 

(5)   Die Leitung einer Mitgliederversammlung 
kann auf Beschluss auch auf externe Personen über-
tragen werden.

(6)   Aufgaben der Mitgliederversammlung sind: 
Wahl und Abberufung des Vorstands und 
seiner Sprecher/innen

�� Entlastung des Vorstands
�� Wahl zweier Kassenprüfer/innen
�� Einsetzung und Abberufung der  

	 Kommissionen
�� Zustimmung zur Einsetzung der  

	 Geschäftsführer/innen
�� Beschlussfassungen über

a)	 Hauptaufgaben des Verbandes und 
seiner Programmatik
b)	 Satzungsänderungen 
c)	 Auflösung des Verbandes 
d)	Erwerb, Veräußerung, Übertragung, 
Programmatik und Satzung von Ge-
schäftsbeteiligungen
a)	Erwerb, Veräußerung und Übertra-
gung von Grundstücken und grund-
stücksgleichen Rechten

(7)   Über die Beschlüsse der Mitgliederversamm-
lung ist ein Protokoll zu führen, das von zwei Vor-
standsmitgliedern des Verbandes zu unterzeich-
nen ist.

(8)   Mehrheitserfordernisse
a)	Für Satzungsänderungen des bbk 
berlin e.V. ist eine Mehrheit von 2/3 der 
anwesenden Mitglieder erforderlich.
b)	Für Beschlüsse über Geschäftsbetei-
ligungen ist eine Mehrheit von 2/3 der 
anwesenden Mitglieder erforderlich.
c)	Für Beschlüsse über die Satzung der 
Gesellschaften des bbk berlin e.V. ist 
eine Mehrheit von 2/3 der anwesenden 
Mit-glieder erforderlich.
d)	Ein Beschluss über die Veräußerung 
oder Übertragung von Gesellschaften 
des bbk, ihrer Grundstücke bzw. von  
Geschäftsanteilen ist nur mit einer Zu-
stimmung von 3/4 aller anwesenden 
Mitglieder in einer hierzu einzuberufen-
den Mitgliederversammlung möglich.



5

(9)  Auskunftsrecht
a)	Jedem Mitglied ist auf Verlangen in 
der Mitgliederversammlung vom Vor-
stand Auskunft über Angelegenheiten 
des Verbandes zu geben, soweit das zur 
sachgemäßen Beurteilung des Gegen-
standes der Tagesordnung erforderlich 
ist. Die Auskunft hat den Grundsätzen 
einer gewissenhaften und getreuen  
Rechenschaft zu entsprechen.
b)	Der Vorstand darf die Auskunft ver-
weigern, soweit sich der Vorstand durch 
die Erteilung der Auskunft strafbar 
machen oder eine gesetzliche Geheim-
haltungspflicht verletzen würde.
c)	 Wird einem Mitglied die Auskunft 
verweigert, so kann es verlangen, dass 
die Frage und der Grund, aus dem die 
Auskunft verweigert worden ist, in das 
Protokoll aufgenommen werden.

§ 10 Kommissionen
Zur Durchführung bestimmter Aufgaben setzt die 
Mitgliederversammlung Kommissionen ein. Die 
Mitgliederversammlung wählt die Mitglie-
der der Kommission für die Dauer von zwei 
Jahren. Eine Wiederwahl ist möglich. Eine 
mehrfache Wiederwahl eines Kommissions-
mitgliedes setzt voraus, dass die Mitglieder-
versammlung dies ausdrücklich beschließt. 
Die Aufgaben werden von der Mitgliederversamm-
lung genau angegeben. Die Vertretung des Verbandes 
durch den Vorstand wird davon nicht berührt. 

Die Beschlüsse der Kommissionen bedürfen der Zu-
stimmung durch den Vorstand. Die Sprecher/innen 
der Kommission vertreten die Beschlüsse der Kom-
missionen gegenüber dem Vorstand. Sie werden für 
die Dauer der Wahlperiode der Kommissionen aus 
deren Mitte gewählt. Abhängig Beschäftigte des bbk 
berlin und Vorstandsmitglieder werden in der Regel 
nicht Mitglieder in den Kommissionen. Die Ausnah-
men bestimmt die Mitgliederversammlung.

§ 11 Vorstand 
(1)  Der Vorstand besteht aus zwei Spreche-
rinnen/Sprechern und fünf weiteren Mit-
gliedern. Die Sprecher/innen und weiteren 
Vorstandsmitgliedern müssen Mitglieder 
des Vereins sein und werden von der Mit-
gliederversammlung auf die Dauer von zwei 
Jahren gewählt. Die Amtszeit endet mit der 
Neuwahl von Vorstandsmitgliedern. 

(2)  Der Verein wird nach außen durch 
eine/n Sprecher/innen sowie ein weiteres 
Vorstandsmitglied vertreten. Ist eine Wil-
lenserklärung gegenüber dem Verein abzu-
geben, so genügt die Abgabe gegenüber 
einem Vorstandsmitglied. 

(3)  Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim-
men. Die Sprecher/innen und die übrigen 
Vorstandsmitglieder sind an Beschlüsse des 
Vorstands gebunden. 

(4)  Die Vorstandssitzung ist für Mitglieder 
öffentlich. Alle Beschlüsse sind in fortlau-
fenden Protokollen niederzuschreiben. Die 
Protokolle sind von einem Sprecher/einer 
Sprecherin und einem weiteren Vorstands-
mitglied zu unterzeichnen. Mitglieder kön-
nen die Protokolle einsehen. 

(5)  Der Vorstand gibt sich eine Geschäfts-
ordnung, die der Bestätigung der Mitglie-
derversammlung bedarf. Die Geschäftsord-
nung regelt auch die Beschlussfähigkeit so-
wie die Art der Beschlussfassung. 

(6)  Die Vorstandstätigkeit erfolgt im Allge-
meinen ehrenamtlich. An Vorstandsmit-
glieder kann eine Aufwandsentschädigung 
oder sonstige angemessene Vergütung  
gezahlt werden. Hierüber entscheidet die 
Mitgliederversammlung, der Beschluss be-
stimmt die Höhe der Aufwandsentschä- 
digung oder sonstigen Vergütung und die 
Leistungen, für die die Zahlung erfolgt. 

(7)  Über vertrauliche Angaben und Ge-
heimnisse des Verbands, namentlich Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnisse, die den 
Vorstandsmitgliedern durch die Tätigkeit 
im Vorstand bekannt geworden sind, haben 
sie auch nach ihrem Ausscheiden aus dem 
Amt Stillschweigen zu wahren.

(8)  Der Vorstand ist insbesondere verpflich-
tet,

�� die Geschäfte entsprechend der Satzung 	
	 zu führen,

�� der Mitgliederversammlung über die 		
	 kulturpolitische Lage, seine Arbeitsvor	
	 haben und seine Tätigkeit zu berichten,

�� den personellen und sachlichen Rahmen 	
	 für eine qualifizierte Interessenvertre-	
	 tung sicherzustellen,

�� für ein ordnungsgemäßes Betriebs- und 	
	 Rechnungswesen zu sorgen,

�� die Mitgliederliste zu führen.

§ 12 Geschäftsführung
Der Vorstand kann eine/n oder mehrere 
Geschäftsführer/innen bestellen. Die Be-
stellung bedarf der vorherigen Zustim-
mung durch die Mitgliederversammlung. 
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Die Geschäftsführer/innen unterliegen den 
Weisungen des Vorstandes und berichten 
ihm laufend über die Angelegenheiten des  
Vereins. Der Vorstand entscheidet über eine 
Abberufung der Geschäftsführer/innen. 
Die Rechte der Geschäftsführer/innen aus 
ihren Arbeitsverträgen bleiben unberührt. 
Geschäftsführer/innen dürfen nicht Mit-
glied des Vorstands sein.

§ 13 Auflösung des Verbandes
Die Auflösung des Verbandes kann nur in einer Mit-
gliederversammlung mit diesem einzigen Tagesord-
nungspunkt beschlossen werden. Sie wird vom  
Vorstand schriftlich einberufen. Eine Frist von 30 
Tagen ist einzuhalten. Zu einem Auflösungsbe-
schluss ist die Mehrheit von 3/4 der anwesenden 
Mitglieder erforderlich. 

Im Falle einer Auflösung fällt das Vermögen 
des bbk berlin e.V. an die Fachgruppe Bil-
dende Kunst von ver.di zur gewerkschaft-
lichen Vertretung Bildender Künstler/innen 
und deren beruflicher Förderung unter Aus-
schluss parteipolitischer Ziele.


